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10. März — Moskauer Konferenz
Unsere Taten werden auf der Friedenskonferenzgewogen

Zu den Problemen des Friedensvertrages mit
Deutschland sprach in der Landtagssitzung vom
25. Februar für die Kommunistische Partei der

Abgeordnete Nuding
Im Kampf der Völker um den Frieden hat

auch das deutsche Volk seinen Beitrag zu leisten.
Nichts ist dabei gefährlicher, als jene Flüsterpro¬
paganda, die auf kriegerische Auseinandersetzun¬
gen zwischen den Westmächten und der Sowjet¬
union hofft. Auf der gleichen Seite wie diese
Kriegsspekulanten stehen auch jene , die mehr
Vertrauen zu den kapitalistischen Kreisen des
Westens haben, als zu ihrem eigenen Volke .
Es ist erfreulich, daß der Vertreter der Sozial¬
demokraten den Pan-Europagedanken, auf den
diese reaktionären Elemente ihre Hoffnungsetzen, in diesem Sinne abgelehnt hat .

Wir dürfen nie vergessen, daß es in Deutsch¬
land die besitzenden Schichten waren, die Hitler
großgezogen und den Krieg herbeigeführt haben.

Aufbau auf neuer Grundlage
Es geht darum, daß wir von einer neuen

Grundlage aus mit dem Aufbau beginnen,darin liegt der Anteil des deutschen Volkes in
der Herstellung des Friedens und nicht in Bit¬
ten und Anklagen, die leere Redensarten blei¬
ben. Wenn wir wieder so, wie nach dem Aus¬
gang des ersten Weltkrieges , beginnen, so müssen
wir naturgemäß zu dem gleichen Resultat kom¬
men. Nur wenn wir solche Bedingungen schaf¬
fen, daß die fortschrittlichen Kräfte in der Wirt¬

schaft und im Staate bestimmen, dann werden
wir das Vertrauen der Völker gewinnen.

Die Geschäftsreisenden der deutschen Syndi¬
kate und Konzerne aber erwarten Hilfe nur von
Denen und wollen sich deren Vertrauen erwer¬
ben, die in Deutschland Geschäfte machen wol¬
len und dafür einen Partner brauchen.

Wenn wir den Friedenshoffnungen d6r Welt
einen realen Inhalt geben wollen , dann müssen
wir vor allen Dingen dafür sorgen , daß das Mit-
bestimmungsrecht der Arbeiter in den Betrieben
durchgeführt wird und daß nicht mehr die glei¬
chen Kräfte in Wirtschaft und Verwaltung
herrschen, die sich auch heute schon wieder als
unfähig erwiesen haben, nur die einfachsten
Probleme der Not zu lösen . Nur wenn wir diese
Kräfte ausschalten, dann werden auch die Ar¬
beiter der anderen Länder sagen : Jawohl , dieses
Deutschland ist nicht mehr dasselbe wie das
Deutschland, das die Welt zweimal ins Unglück
gestürzt hat . Solange das aber nicht geschieht,
zeigen wir nur , daß sich nichts geändert hat und
das Mißtrauen in den anderen Ländern wird zur
Waffe gegen unser Volk.

Nicht Worte , sondern Taten !
Die bürgerlichen Parteien haben bisher nicht

bewiesen, daß sie aus der Vergangenheit ge¬lernt haben. Noch hat auch die Arbeiterschaft
hicht die Lehre gezogen , denn die Spaltung ihrer
Kräfte ist noch nicht überwunden. Die Völker,die durch Deutschland gelitten haben , aber
wollen nicht nur Worte hören, sondern Täten
sehen.

Hilfe für die Konzerne ,
oder für das Volk ?

Geld ist eine gute Sache, aber wo man so gerschenkt, soll man vorsichtig sein. Aus der Ver
gangenheit wissen wir , daß ausländische Kredit
an die deutschen Konzerne ungeheure Lasten füdas werktätige Volk mit sich bringen. Wem
Staatssekretär Eberhard die Zusicherung eine
Anleihe von 1 Milliarde Dollar für die amerika
nische und britische Zone als Fortschritt begrüßt
so muß man ihm die Frage stellen: wird sic»
dieser Kredit nicht nachteilig für das Volk auswirken, wenn ihn eine Industrie erhält , die heutl
noch in den gleichen ^Händen ist, wie im erste»
und zweiten Weltkri .

Werden diese Gel * . an deutsche Kapitalistei
gegeben , bevor das Mitbestimmungsrecht durch ,
gesetzt ist, so wird die Arbeiterschaft zum Spielball reaktionärer Mächte und Kräfte.

Den Frieden vorbereiten !
Zu den Vorbereitungsarbeiten für den Frie¬

den schlägt die Kommunistische Partei vor, dal
wir uns an die Parteien in den anderen Ländei
und Zonen Deutschlands wenden, um gemein-
same deutsche Vertreter zu bestimmen und die
Mitarbeit der deutschen Parteien bei den Kon¬
ferenzen vorzubereiten. Das Sekretariat , das sld
mit den Fragen des Friedens befassen soll, kam
nur die Aufgabe haben, die deutsche Bevölke-f
rung auf die wirklichen Grundbedingungen hin-
zuweisen und vorzubereiten, die für den Frie¬
den von uns selbst erfüllt werden müssen.

Volktprotest gegen das Mannheimer Schandurteil
Die Mannheimer Strafkammer hat den 88 -

Hauptsturmführer and Polizeihauptmann Otto
Böse , der drei Mannheimer Bürger noch am
letzten Tage der Hitlerherrschaft in Mann -
heiqi kaltblütig ermorden ließ , zu nur 2 Jah¬
ren Gefängnis , unter Anrechnung von 6 Mo¬
naten und 25 Tagen Untersuchungshaft , ver¬
urteilt . Seine beiden Komplizen , die Polizisten
Otto Hecker und Joseph Lauber wurden frei -
gesprochen .

Dieses Urteil hat einen Sturm der Empörung in
der Mannheimer Einwohnerschaft hervorgerufen .
Annähernd 2000 Manhe . mer Gewerkschaftsfunktio¬
näre und Betriebsräte waren dem Rufe des Mann¬
heimer Gewerkschaftsbundes gefolgt und protestier¬
ten im überfüllten Rosengarten gegen diesea Urteil .

Der Vorsitzende der Mannheimer Metallarbeiter ,Paul Schreck , erklärte , daß die Arbeiterschaft
noch nie großes Vertrauen zur deutschen Justiz ge¬habt habe , aber durch solche Urteile wird dieses
Vertrauen nicht stärker .

Der Antrag des Oberstaatsanwaltes , der für Böse
5 Jahre Gefängnis beantragte , war bereits ein
Faustschlag in das Gesicht der Mannheimer Bevöl¬
kerung , wieviel mehr das Urteil . Was in den
Lauerschen Gärten vor sich ging , war nicht Tot¬
schlag , sondern Mord . Wer kann da noch vjn Ge¬
rechtigkeit reden . Staatsanwalt und Richter haben
nicht nach dem Willen des Volkes gehandelt , sie
haben eine neue Klassenjustis anfgertehtet und
dessen klagen wir sie hier an .

Wir wollen den Aufbau nicht stören , man soll
aber nicht denken , daß , wenn wir ruhig sind , wir
nicht wachsam wären . Wir sind bereit , gegen die
Reaktion den Kampf aufsunehmen . Das Urteil
muß kassiert werden , das ist die Pflicht der würt -
tembergisch -badischen Regierung , die Mörder müs¬
sen vor ein Geschworenengericht gestellt werden .

Der einzige Augenzeuge , Jakob Sommer ,
schilderte ln bewegten Worten die näheren Um¬
stände , unter Jenen der Mord geschah . Er erinnerte
daran , daß bei dem Begräbnis der drei Ermordeten
auf dem Mannheimer Friedhof der jetzige Landes¬
direktor Zimmermann 1as Versprechen abge¬
geben hat , nicht zu ruhen und zu rasten , bis der
Mord gesühnt ist . Dieses Versprechen haben wir
einzulösen Der Redner prangerte ctie Mannheimer
Justizbehörden an , die es nicht für notwendig ge¬
halten haben , ihn als Zeugen in der Sache zu laden

und zu hören . Wir wollen keine Rache , rief der
Genosse Sommer aus , aber wir sind der Auffassung ,daß dieses Urteil nichts anderes bedeutet , als die
Aufforderung zu neuem Mord . Wir , die beiden so¬
zialistischen Parteien zusammen mit den Gewerk¬
schaften , werden dafür sorgen , daß das Urteil kas¬
siert und daß den Gegnern der Demokratie Respekt
beigebracht wird .

In der einstimmig angenommenen
Entschließung

heißt es :
„Die Funktionäre empfinden dieses Strafmaß gegeneinen SS -HauptsturmfUhrer , der bedenkenlos Mord¬

befehle herausgab . und den Freispruch seiner Hel¬
fershelfer als eine Verhöhnung des Rechtsgefühls
des schaffenden Volkes . Die nazistische Unter¬
grundbewegung , die ohne Zutun der deutschen Ju¬
stizbehörden aufgr leckt wurde , wird durch solche
Urteile ermutigt , neue Verbrechen gegen die suf -
bauwilligen Kräfte Deutschlands zu begehen . In
der Achtung der Völker und bei außenpolitischen
Verhandlungen über die Zukunft des deutschen
Volkes erschweren solche Gerichtsurteile unsere
Lage . Die Zweifel der Weit an einer demokrati¬
schen Entwicklung Deutschlands werden damit er¬
neut bestärkt und der Anfbauwille in unserem eige¬
nen Lande gelähmt .

Die Funktionäre der Mannheimer Gewerkschaf¬
ten bekunden ihren Willen , eine reaktionäre Ent¬
wicklung in Deutschland nicht zuzulasseu . Sie sind
bereit , ln äußerster Wachsamkeit und Bereitschaft
den Kampf gegen den Faschismus für die Demo¬
kratie weiterzuführen .

Franz Dahlem
Erich Gniffke

vom Zentralvorstand der Sozialistischen
Einheitspartei Deutschlands , Berlin

sprechen ln MANNHEIM
am Freitag, den 14. März 1947, abends 18 .00
in der Wandelhalle des Rosengartens

Thema:
„Um die Zukunft Deutschlands "

Wir fordern
1 . Kassierung des Urteils der Mannheimer Straf . —. .

kammer gegen die nazistischen Mörder durel <Hl ' |l
Eingreifen der deutschen Behörden . Sofortig '
Verhaftung der Täter .

2. Aburteilung der Mörder durch ein Gesehwore
nengericht , das aus Vertretern der demokrati
sehen Parteien , der Gewerkschaften und Opfei
des Nazismus gebildet wird .

3. Härteres Zupacken der Spruchkammernn gegen¬
über NaziakMvisten .

4. Wirkliche Säuberung der Verwaltung u >4 Wirt
schalt von allen schuldigen Nazisten und Milita¬
risten mit und ohne Parteibuch .

5. Wirkliche Demokratisierung der Verwaltung un
Wirtschaft in engster Zusammenarbeit mit Gi
werkschaften und Betriebsräten .'*
Aus der Versammlung heraus wurde stürmiscl

die Absetzung der Richter und des Staatsanwalt '
verlangt .

Die Mannheimer Arbeiterschaft , die antifaschi¬
stische Bevölkerung , wird sich durch reaktionär !
Richter und dunkle Kräfte nicht hindern lass«
ihren entschlossenen Kampf für eine wahre Demo-]
kratisierung Deutschlands fortzusetzen .

SEO fordert Volksentscheid
In einem Aufruf fordert die Sozialistische Ein-I

heitspartei Deutschlands eine gesamtdeutsche Ab-|
Stimmung über die künftige Staatsform Deutsch -*
lands . Alle Parteien und Gewerkschaften werden
aufgefordert zu einer gemeinsamen Beratung über ]
die Durchführung des Volksentscheids .

Die SED fordert , wie tm Potsdamer Abkommen
vorgesehen , konsequente Demokratisierung , Boden-|
reform , Enteignung der Kriegsverbrecher , Groß -jbanken und Konzerne , Mitbestimmungsrecht in
Produktion und Verteilung der Produkte .

Nur eine geeinte sozialistische Partei in ga
Deutschland kann die Einheit Deutschlands gewähr -j
leisten . In dem Aufruf wird die Eingliederung detj
nominellen Nazimdtglieder in den demokratischen
Aufbau und die rücksichtslose Bestrafung den
Hauptschuldigen verlangt I

Volksentscheid über ein einheitliches DeuUeh -jland — sofortige Einsetzung einer deutschen Zen -]
tralverwaltung — baldige Bildung einer zentrale «
Regierung für ganz Deutschland , mit diesen For 1
derungen schließt der Aufruf . Er zeigt mit vöJHgt-
Klarheit den Weg auf , den das deutsche Volkil
gehen muß , wenn es nicht in Elend und Not unter - |
gehen will .

r\
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Wer ist schuld an der

5 i « In der Sitzung des Landtages stand der Be-
' r t rieht des sozialpofHtischen Ausschusses über die

ei Wirtschaftakatastrophe zur Debatte.
\ Der kommunistische Abgeordnete

Hans Ruess
?! Mitglied des Bundesvorstandes des Württemberg -11Badischen Gewerksehaftsbundes , prangerte die

Schuldigen an der Katastrophe an und zeigte diee Ursachen unseres wirtschaftlichen Elends auf , in-
? dem er ausführte :
n „Die Ursachen der Katastrophe auf irgend eine
« Einmischung höherer Gewalt „ahsuladea “, ist der
e : Versuch , sieh vor der Verantwortung zu drücken .
iu Gewiß Ist die Hauptursache die verbrecherische
/c Naxipolitik. aber ea gibt kapitalistische Kreise, die

an der Desorganisation unserer Wirtschaft inter -
e) tnkrt sind. Kohle und Eisen werden im Schwarz¬
en handel angeboten und erst vor kurzem wurde in
ic der Presse darauf hingewiesen , daß monatlich bis

•;< cj 150 000 t Kohlen verschwinden , deren Verbleib
f ,n nicht nachgewiesen werden könne.

Solange die Arbeiterschaft nicht in Verwaltung* .0 und Produktion maßgeblich eingeschattet werde ,
g t ändert sich an diesen Zuständen nichts . Die

, )e wesentliche Ursache unserer Not ist nicht irgend'
af eine höhere Gewalt , sondern sie ist bei den Krei¬

sen zu suchen , die sich heute an unserer Not nochzu bereichern versuchen .

Die Lage der neugeworbenen Bergarbeitermuß menschenwürdig gestaltet werden . DieGruben gehören in die Hände des Volkes. Mankann nicht die Bergarbeiter für die Sünden derKohlen-Barone verantwortlich machen, so not¬wendig die Einführung des Punktsystems gewesenist, so muß man doch fragen , auf welche Artund Weise ea verwirklicht werden soll. Bisherhat es nur nach der bekannten Methode „Mit
Speck fängt man Mäuse“ ausgesehen . Der Speckist dann allerdings ausgeblieben . Genosse Rueß
verlangte die Säuberung des Verwaltungsappa -
rates . Gerade im Verkehrswesen , aber auch sonstin der Wirtschaft , zeigt sich, wie die Kräfte , die
heute noch an der Macht sind, Aufbau und Ver¬kehr hemmen . Als Beispiel führte der Redner dieMaschinenfabrik in Eßlingen an, wo 100 000 tEisen für den Bau von zwei Zirkuszeiten ver¬wendet werden , und die Betriebsleitung habe denBetriebsrat , der eine solche Produktion ablehnte ,immer wieder zu beeinflussen versucht .Zum Schluß forderte der Abgeordnete Rueß ,daß die Anträge keinerlei Verzögerung durch die
Überweisung an den Ausschuß erfahren dürfen .Die sozialen Auswirkungen der Katastrophe brin¬
gen ungeheure Härten für die Arbeiterschaft mitsich . Eine Hilfe aus Staatsmitteln , um den Unter¬schied zwischen dem früheren durchschnittlichenVerdienst und dem Einkommen als Notstands¬arbeiter zu überbrücken , sei unbedingt erforder¬lich.

| Hilfe für die Notstaadsailieiter auf die lange Bank geschoben
Die kommunistische Fraktion stellte anläßlichder Debatte über die Wirtschaftskatastroplie fol¬

genden Anrag :
Für die infolge der Betriebsstillegungen bei

Nahrtandsarheitm eingesetzten Arbeitskräfte
wird rin Zuscbun aas Stastsmiteln gewährt ,
wo die Differenz zwischen dem Bohneinkom¬
men der Netstandsarbeiter und dem b%her in
inständiger Arbeitszeit erreichten Dureh-
sehnittsverdienst aaratgleicben .

Die kommunistische Fraktion verlangte die vor¬dringliche Behandlung dieses Antrages und die Be¬

st !

and BetriebsYereinbaraagen
Arbeitsmimster Kohl erklärte in der letzten

Bandtagzsitzung , daß das Betriebsrätegesetz desKontrollrates den Betriebsräten nicht verbiete , in
Verbindung mit den Gewerkschaften sich das Mit-
bestimmungsrecht zu erkämpfen.

Die Unternehmerorganisationen allerdings habeneine andere Auffassung von den Dingen als die
Werktätigen , und ihre Rundschreiben, welche die
Ablehnung der Mitbestimmung empfählen, sprechenein« deutliche Sprache Sehr deutlich waren auchdie Ausführungen , welche Direktor Müller vorkurzem in Mannheim auf einer Sitzung des Che¬mieverbandes machte In dieser Sebarfmacherver -
aammitmg empfahl er allen „Betriebsführern “

, auchden nazistisch belasteten , dringend an, allen For¬
derungen von Betriebsräten , über Lohn« oder Tarif¬
fragen - eines Werkes zu verhandeln , entschieden
entgegen zu treten . Es bestünde sonst nämlich dieGefahr , daß einzelne Unternehmungen den even¬tuell« „Drohung« “ der Betriebsräte unterliegenkönnten und damit dem UntemehmervcTbend inden Rücken fallen .

RUNDSCHAU

© Ptoeb and Gretewähl, die Vorsitzenden der SED ,Dehnte» am Landeaparteitag der KommunistischenPartei Hessen« am t . und t . März in Offenbachteil . Am 12. März spreche» zie auf einer Kvrxi-gabuag ln München .
0 Ha Streik am das Mitbertia»uwiwtdi wirdgegenwärtig tan britisch « Sektor von Berlin durchdie Arbeiter der Schiffswerft und MaschinenfabrikKart Flobig «turckgefübrt .
© Arb sWsmlula ls r KoM und Vertreter der Ge¬werkschaften , des Arbeitsamtes , der Presse und desRundfunks besuch« das Ruhrgebiet , um die Ba¬benebsttingungen « Ruhrbergarbeiter an Ort «adStelle zu studieren .
Q Jnnramdaßatea für Einkett Eine starke Jung-• oziaßstiscbe Gastdelegation führte unter star¬kem BeifaB der Zuhörer auf einer Konferenz vonetwa 300 Jungkommunisten der britischen Zone in
Hamburg aus : „Hoffen wir , daß der Tag der Ver¬
einigung der beiden Bruderparteien nicht mehr fernIst. Jungsozialisten darf man nicht immer mit Dr.Schumacher vergleichen .

_© fanhisttaisg für Jugendliche fordert die
„Arbeitsgemeinschaft " der Mannheimer Jugend ,die einen entsprechenden Antrag der JunjAtommu-aisten befürwortet hat . Der Antrag wurde an die
Militärregierung und den Oberbürgermeister wei¬
tergeleitet .

auftragung des Arbeitsministers mit der Ausarbei¬tung der näheren Richtlinien . Leider wurde derAntrag mit den Stimmen aller Parteien gegen dieder Kommunisten dem sozialpolitischen Ausschußüberwiesen Die große Not der schuldlos von der
Katastrophe betroffenen Arbeiter verlangt sofor¬tige Hilfe und es ist daher unverständlich , daßnicht nur die CDU und die DVP, sondern auchdie SPD durch Ueberweisung an den Sozialpoli¬tischen Ausschuß die Behandlung des kommuni¬stischen Antrages auf die tange Bank schoben.Jetzt haben die Notstandsarbeiter selbst das Wort.
Sie müssen letzt selbst verlangen , daß ihren ge¬rechten Forderungen Gehör geschenkt wird .

Man sieht , die Unternehmer haben sehr schnellden Wert einheitlichen und geschlossenen Handelnsbegriff« , deshalb sind sie auch nach dem alt«Grundsatz „teile und herrsche “ bemüht , Gegen¬sätze innerhalb des schaffend« Volkes hervorzu -
rüfen und zu fördern . Aber die Werktätigen wissen,daß nur in der Einheit ihre Stärke liegt und daß eseiner geeinten Arbeiterklasse gelingen wird , diedunklen Pläne der Reaktion zunichte zu mach« .

Kriegsgefangenen-Suchdienst
in Moskau

Angehörige von im Ost« vermißten Soldat«werden darauf hingewies« , daß ein Kriegsgefange¬nen -Suchdienst in Moskau eingerichtet worden Ist.Wenn die Nachforschungen bei einem deutschenSuchdienst in der Heimat vergeblich gewesen sind,besteht die Möglichkeit, durch Ausländsbrief an
folgende Adresse in Moskau Anfrage nach demVermißten zu rieht« : „ Moskau SM, Postfach 312".Der Prief muß in deutscher Sprache geschrieb«sein 1 folgende Angaben enthalten : Naase, Vor¬nan*- , Dienstgrad , Geburtsdatum , letzte Einheit•der Feldpostnummer , wann und wo zuletxt gewesenund die genaue Anschrift des Absendern

© KE» «M SED fordern VoHu eats ehcld für die
Ueberfübrttng der Kohlengrub« in die Hand desVolkes, ln zahlreichen Urabstimmungen haben a>ehdie Betriebsarbeiter des Buhrgebiets hinter da»Vor gehe» der beid« Arbeiterpartei « gestellt .
0 4t Betriebe wurden bis }ejzt ln der Ostzonean die deutsch« Landesregierung « durch die so¬
wjetische Militärverwaltung zurüekgegebe» undzwar ln Sachs« 3t, in der Provinz Sachs« M, Istder Mark Brandenburg 9 Betriebe . Es handelt riehdabei um einen Teil der 74 Betriebe , die nach d«
Ausführungen des Marschslls Sokotowaky ln dieHände der deutsch« Verwaltung Übergeb«sollen.
© EMI Löhe für Zammmmarüeit BEB — BED .Böbe erklärte am 18. Februar tan .„Telegraf “, daß er
grundsätzlich einer limmnitirttlt zwischen SPDund KPD bzw. SED nicht abgeneigt sei . Er haltees nicht für richtig , wenn man tan Westen die KPDvon der Mitarbeit ausschalte, da in dieser trüb «Zeit eine Zusammenarbeit überall notwendig wäre .
© « 2 dsotaik i Wtrtsehaftafübrer und Tsehnffearhielten , wie aufgefundene Dokumente beweisen, im
April IMS eine Geheimkonferenz tat Basel ab, beider sie die Weisung erhielten , ln neutral « Lindern
Arbeit zu such« und Vorbereitung« für die Reha¬
bilitierung des .Reiches “ zu treffen . N r wenig«wurden gefaßt . Die Mehrzahl erreichte die Schweizund Schweden , und viele reisten von dort weiternach Südamerika , bemnders Argentinien , wo sie tat
geschickter Tarnung ihren langfristig « Auftrag tat
Angriff nehm« .

«. Mir »;
Internationaler Frauentag

Auf Vorschlag von Clara Zetkin , damals inter¬nationale Frauensekretärin , soll der t . März all¬jährlich als Internationaler Fraumtag gefeiert wer¬den . Sinn und Aufgabe sollte sein, an diesem Tagdie breiten Massen der werktätig « Krauen für dmKampf um ihre Rechte zu mobilisieren . Tatsächlichwurde der Internationale Frauentag seit 1911 inDeutschland , Oesterreich , Dänemark , in der Schweiz,In Frankreich und selbst im zaristisch« Rußlandbegangen.
Heute stehen wir auf d« Trümmern einer un¬heilvollen Vergangenheit . Eis gibt kaum eine Frauln der Welt, deren Leben nicht getroffen wäre .Hundert tausende von Menschen starben in den Ge¬fängnissen und Konzentrationslagern oder auf demSchaffot, verkamen auf d« Landstraßen , wurdenzu Krüppel an Körper und Seele. Million« undaber Millionen Frau « in allen Erdteilen .verlorenihre Männer , ihre Söhne oder Väter auf denSchlachtfeldern , in den Kriegsgefangenenlagernoder in den Lazarett « Auf dem ausgeptünderten ,hungernd « und frierenden europäisch « Kontinenttrag « die Frau « die Hauptlast an den Folg« desKrieges . Sie stehen allein im schwersten Existenz¬kampf . Million« Frau « wissen nicht , wie sie Nah¬rung , Kleidung , Schuhwerk und Feuerung für ihreFamilie beschaffen soll« * Die Kinder sterben denentkräfteten Frau« schon im Mutterleib , oder siemüssen mitansehen , wie ihre Kinder und Männeran Hunger zugrunde gehen.
Nach dem ersten Weltkrieg gelobten Tausendevon Frauen : „Nie wieder Krieg !“ Aber was tatendie Flauen , um deD zweiten Weltkrieg zu verhin¬dern ? Ihr Wille blieb im Gefühl stecken . Nur we¬nige Frau « schritt « zur politisch« Tat für dieSicherung des Friedens und die Gleichberechtigungder Frau , voran Rosa Laxenburg und Clara Zetkin .Das Grau« des Nazismus, des zweit« Weltkriegsund seiner furchtbar « Folg« haben die Frau «härter und sehender gemacht und lass« die Er¬kenntnis reifen , daß es Grundbedingung ist. dieUrsachen eines Krieges durch die Entmachtung der

Kriegsverbrecher , Kriegsveräiener und Kriegsinter -essent« ein für alle mal zu beseitigen.
Ein Großteil der Frau« >n Deutschland beginntzu erkenn « , daß sie nur deshalb so vertrauensseligHitler folgt« und damit sich und ihr« Kinderndieses furchtbare Schicksal bereiteten , weil sie

politisch uninteressiert und ungeschult war « .Der tägliche Kampf um das nackte Beb« veran¬schaulicht unseren Frau « sehr deutlich , daß de
täglich« Sorgen, Nöte und Tagesfragm politischerNatur sind und wenn sie sieh nicht wehren undum ihre Interessen gemeinsam kämpfen , dannwerd « sie durch die wieder zur Macht strebend «reaktionär « und kapitalistischen Kräfte noch völ¬lig zugrunde gerichtet Jede Frau hat heute cheheilige Pflicht, sich mit all« Ihren Kräften für dieSicherung des Friedens einzusetzen. Dazu gehört inerster Linie eine Vereinigung aller antifaschisti¬schen, demokratisch« Kräfte und darüber hinauseine internationale Einheitsfront zur Sicherung desFriedens .

Darum sprechen wir heute nicht mehr von einer
proletarisch « Frauenbewegung , sondern von einem
demokratischen Frauenbund , als der In¬teressenvertreter aller fortschrittlichen Frau « . So
werden die Frau« der Demokratie den Weg be¬reiten . Für uns deutsche Frau « liegt kein Grundvor . zu ver zweifeln, so schwierig die Verhältnisseint Augenblick auch sein mögen. Gehen wir ent¬schlossen unser« Weg und erfüllen unsere Pflicht.

Ueber alten Schrank« politischer und reHglöserNatur hinweg gilt es, sich diu Hände zu reich« .ln diesem Sinne grüßen wir zum Internationalen
Frau « tag am 9. März di« Frau « und Mütter der
ganz« Welt. Käthe Seif ried

Deutsche Koaummtsten
sprechen für Deutschland

VrNnNMMa *
der Vorsitzende der KP des Saar erklärte tat Paria «afeinem Empfang bei Außenzainister BMauIt: „Wirkämen nicht daran Vorbeigehen, auch Ihnen . HerrAußenminister , zu sagen, daß die Ksenravafotische
Ehrtet dte EuHtflt der fMsaCstrohs» Ragteruag Inder Aaecklalfrage nicht saorhcn aca kann , Ban
glM ea wlrtaohafttteke und peHtUck* Grünte , ver
»11« » fast« aueü Erfahrung « , die wir von IBM
Me 1939 gemacht haben, die uac eindeutig den Be-
weia Reform, daß dte Bas tÜc e Müeruag teu tsek totund deal seh bleihca würd.“

Delegation, erklärte auf dem Parteitag der eng-
Meehen Xemmunisten kt Band« :

Um die deutsche Reaktion daran za hindern , je¬mals wieder Krieg gegen Europa mnd die Wett auführen , tot die Enteignung der Monopole und der
großen Kartelle und die konsequente Entnazifizie¬
rung von Wirtschaft und Verwaltung notwendig .Die Euhrfcohte dürft weder kt d« Händen derteutsek « Monopolisten, aoek in den Händen der
KsptlsIlsUii anderer Binder bfofben. Wir habendm Wunsch, daS die aUHerte* Völker Deutschlandeins» demokratischen Frieden geh« , der die dnma-
h retischen Kräfte In ftenteebbmdenter«tütet.



- « »AB. den e . März . 19« Badische Volksstimme Seite S

Wintemot 1946/47
j Kältenot und Kohlenmangel haben eine Krise
I hCTvorgerufen , die unsere gegenwärtige Lage als

den Gipfelpunkt der materiellen Nöte der Nach¬
kriegszeit erscheinen läßt Oie unerhörten Schwie¬
rigkeiten , denen sich jeder einzelne im täglichen
Ceb*n gegenüber sieht , die Hemmnisse , die sich
einem geregelten Gang der Wirtschaft entgegen-
itellen und die durch die allgemeine Notwendig¬
keit überall neu aufzubauen , noch fühlbarer wer¬
den, lassen zwei große Fragen entstehen : Mußte
et s o kommen , — und wie kann Abhilfe ge-
ediaSea werden ?

Um diese Fragen , deren zweite für Millionen
eine Lebensfrage ist beantworten zu können , muß'
iD erster Linte die Apathie überwunden werden ,
die sieb der den Folgen der Kälte scheinbar
jrebrlos ausgelieferten Menschen zu bemächtigen
droht Das deutsche Volk muß sich bewußt wer-' den, daß die Überwindung der gegenwärtigen
Kältekatastrophe — soweit es in menschlichem Er¬
messen liegt —, als der stärksten Belastung seit' Kriegsende , gewissermaßen eine Bewährungs¬
probe ist , die zeigen wird , welche Kräfte inner -' halb und außerhalb des deutschen Volkes ln
Notzeiten einen klaren Kopf behalten und prak¬tische Hilfe zu leisten vermögen .

Ein Gefühl der Ausweglosigkeit • aus der Not
kann nur dort entstehen , wo keine Klarheit über
die Ursachen der Not berricht oder diese Ur -

: i zachen verschleiert werden sollen . Wenn jedochKlarheit darüber besteht , daß die Not dieses Win¬
ters eine Folge der Tatsache ist , daß Deutschland
zwölf Jahre in den Händen eines Verbrecher¬
regimes war , und daß in einem wahnsinnigen
Raubkrieg gegen die Lebensinteressen Deutsch¬
lands die deutsche Volkskraft und die deutsche
Wirtschaft weitgehend vernichtet wurde , — wenndarüber Klarheit besteht , daß dies die tiefste Ur -

, zache unserer Leiden in diesen Winter ist , dann
ist diese Klarheit bereits der Ausgangspunkt für

. den Weg , der allein aus dem Elend herausführt .
Wer dagegen behaupten wollte , auch mit der

: schönsten Demokratie könne niemand vor dem Er -
| frieren bewahrt , keine Kohle herangeschafft und
• keine Wasserleitung repariert werden , handelt

demagogisch . Dom die Grundlage einer echten
_ Demokratie ist ja gerade eine solche politische

Aktivierung der Maasen und Weckung ihrer
Initiative , weiche ein Volk zu Leistungen be-

. fähigen , die die Leistungen einer erzwungenen
„Volkseinheit “ im Dienst des Imperialismus ge¬nau so weit hinter sich lassen , wie die einer De¬
mokratie der hohlen Worte .

Hier liegt die Antwort auf die Frage , ob nicht
diese * Ausmaß der Krise hätte verhindert wer¬den können . Es hätte verhindert werden können ,wenn man sieh in so entscheidend wichtigen Teilen

. Deutschlands , wie dem Rnbrgebiet , nicht mit
. demokratischen Worten begnügt , sondern dnreh
, eine tatsächliche Demokratisierung die Grundlagetär einen organischen Neuaufbau der deutschenWirtschaft geschaffen hätte . Freilich ist die Kälte
. selbst weder demokratisch noch faschistisch , aberdnreh die Entmachtung der Kräfte des Rüek -

schritts und der Zerstörung : der Nasiaktivisten ,Monopolherren und Junker in ganz Deutsehlandwären die Vora nasctrungou für einen demokra -
! Machen Aufbau und damit einer Sicherung desVolkes vor Krisen in diesem Ausmaß , wie wir ec

■ Ursachen und Hilfe
erleben mußten , geschalten worden . Ein einheitlichdemokratisch verwaltetes , nicht in Zonen zer¬
splittertes Deutschland hätte dem Einbruch desWinters bei weitem besser gerüs .et gegenüberge¬standen

Und darin ist auch die Antwort auf die zweite
Frage : Wie verhindern wir weitere Schäden « m
Organismus der Einzelnen und der Wirtschaft ?
Dadurch , daß in West - und Süddeutschland an dieSteile des Wartens auf Maßnahmen seitens einer
Verwaltung die sich bisher von den noch immerstarken negativen Kräften tragen ließ , die Soli¬darität une» Initiative der Massen der Werktätigenselbst tritt . Nach dem Beispiel jener „Aktivistender ersten Stunde “

, die durch ihren Einsatz dasWeiterieben des Volkes nach dem Zusammenbruchsicherten und unter der Leitung derjenigen , die
bewiesen haben , daß ihnen Demokratie undSozialismus keine leeren Worte , sodem die Grund¬
lage einer besseren Lebens sind , das wir uns auf¬
bauen wollen , — gibt es auch aus der gegenwär¬tigen schweren Not einen Ausweg und Aufstieg .

P . L.

Alle Mitglieder «! • t KPI ) beteiligen sich am

Allgemeinen Schulungstag
im Monat März . — Thema :

KPD und Gewerkschaften
Schulungsblätter sind durch die Kreis¬
leitungen erhältlich .

Die Wahrheit über den Stand
der Kohlenförderung
Fortschritt und Aufbau sind stärker

als lügen
Kn Teil der deutschen Fresse ist seit einigerZeit bemüht , systematisch die Tatsache zu leugnen ,daß der Wiederaufbau im Osten Deutschlands demim Westen weit voraus ist . Aber Tatsachen sindstärker als Lügen .
Der Vorsitzende der Industriegewerkschaft Berg¬bau in der sowjetischen Zone , Lahne , konnte aufeiner Sitzung des Zentralvorstandes dieser Gewerk¬schaft bemerkenswerte Aufschlüsse über die deut¬sche Kohlenwirtschaft geben . Im Jahre 1938 betrugdie deutsche Steinkohlenförderung 187 Millionen t .Hiervon lieferte das Land Sachsen 3,44 Millionen tDie Braunkohlenförderung und -Verarbeitung be¬

trug 213 Millionen t . Auf dem Gebiet der sowjeti¬schen Zone wurden im Jahre 1943 180 Millionen t
Braunkohle gefördert

Dank den in der Sowjetsone für die Bergarbei¬ter und damit für die Hebung der Produktion ge¬schaffenen günstigen Bedingungen kennte schon imSeptember 1948 ein Produktionsstand erreicht wer¬den, dei hei der Steinkohle 74 Prozent, bei derRohbraunkohie 91 Prozent and bei der Briketther *
oteltung 97 Prozent der Produktionshöhe des Jahres
1938 erreichte . Im Jahre 1947 soll die Produktionum 13 Prozent gesteigert werden .

DER WOCHE

6. 3 . 191»
t»10

1473

7 . 3. 186«
*. 3. 1918

1910

9 . 3 . 1933
10. 3. 1919

1772
11. 3. 1911

13. 3. 1938

1935
1917

Gründung der Kommunistischen Inter¬nationale in Moskau .
Wahlrechtdemonstration im BerlinerTiergarten gegen Dreiklassenwahlrechtin Preußen .
Michelangelo , italienischer nd
Bildhauer , geb .
Georg Ledebour , Sozialist , geb .
Revolution in Petersburg .
Internationaler Frauentag durch soziali¬
stische Frauenkonferenz in Kopenhagenbeschlossen .
Georg ! Dimitroff in Berlin verhaftet
Leo Jogiches , Mitbegründer des Sparta¬kusbundes , ermordet
Friedrich Schlegel geb .
Sturz der Mandschu -Dynastie , China
wird Republik .
Oesterreich wird das erste Opfer der
Hitler -Aggression .
Sunyatsen , der große politische . Refor¬
mator Chinas , in Kanton gest .
Beginn der Februar -Revolution in Ruß¬
land . (Kalender alten Stils 27. Februar ).

Kaum zu gfctubeii — aber wahr
Dr . Grütte berichtete in der Gelscnkirchener

Stadtverordneten -Sitzung , daß die ersten Fälle von
Verhungern festgestellt wurden .

*
ln Weiden wollte man den Oberregierungsrst

Ludwig Hopfner , der seit 1933 bei der SA war und
1935 Pg . wurde , für die Stellung eines Rechtsrates
der Stadt Vorschlägen . Major Ganer erklärte , bei
80 Millionen , von denen 37 Millionen Nicht -Pg .sind , müsse man fähige demokratische Köpfe finden .

*
Bei Untersuchungen , die Dr . Lankes anstcUte ,um Kinder für ein Schweizer Hilfswerk auszu¬

suchen , wurde der achtjährige Karlheinz Wänn -
linghof , der 1 .03 Meter groß ist , gewogen . Er hatte
ein Gewicht von 23 Pfund und sieht au » wie ein
vierjährige » Kind

*

Bei einer Registrierung von Nazis in Salzburghatte man den Eindruck gehabt , es handelte sich
um einen Ministerempfang . Auto um Auto fuhr vor
das Gebäude Da spricht man noch von Benzin¬
mangel !

*
In Dortmund gingen die Bäckereien dazu über ,Brot nur gegen Kohlen abzugeben . Das Ernäh -

rungsamt stellte sofort diese Zumutung sb
*

Die amerikanische Zonenpolizei verhaftete den
39jährigen Arzt und früheren LuftwafTen - Baupt -
maim Max Schmidt , der angeschuldigt ist , 1944
alliierte Soldaten enthauptet und zerstückelte -Kör¬
perteile in Alkohol konserviert zu haben . Seh "" : dt
war schon lange Zeit gesucht und bi» zu seiner
Verhaftung im Aufträge der amerihaninche » Mili¬
tärregierung tätig .

Direktor Schmidt , vom Waldhof-Konzern nur Mitläufer ?
Üssere Antwort us den gpruohk»mai«rvor*tlatnd»ii

1 ^ U» as vorweg zu nehmen : Direktor Dr. Erwin® ebmidt vom WaMtei -Kssto * wurde in der
, öffentlich» Spruckkammersitzung vom 39. 2. >947

! Ms MtttSnfar «lagostuft und bat eine Buße von
i zaaa.— xt *» zahlen.

Wenn wir heute neeInnah au dieotr Sache
| Stellung nehmen , so veranlaßt uns dazu die von' dhn Vorsitzenden der Spruchkammer in seiner

Begründung zum Urteil gemachte Bemerkung ,[ d&ß
i *• 5[er Satz : „Die Kleinen hängt man uni die
f Großen läßt man laufen “ nur eine Redewen-
! dang bsw. Phrase sei.*• Da* die von Herrn Schmidt stets geäußertenFßhssre erttzrrBzhnugen keine Betastung wären ,dz sie durch die Zeltumstände ab Anhängselaiaer Rede bedingt gewesen aefen.*' *—• <**• Spruchkammer Mannheim stets alle

Möglichkeiten zur Rechtsfindung erschöpft «adstets auch Recht gesprochen hätte ,•fcna steh we irgend eines Seite ksslnflamm an
Wir haben wohl verstand » , daß gerade derrakt *. auf die Badische Veikastinmne gemünzt* **■ “»* hörnst» nicht umhin, da der Herr▼atsftatnde in Mw Uht » Sitzung «Besen Vor¬wurf gegen uns « hob , ihm genau so öffentlich*» antworten .
Bla zum heutege» Tag« haben wir es vermia-

SJ* » die Spruchkammer selbst in Irgend einer« um aaangreifen , da wir wohl wissen, «laß Män-
I " • — Felder der Urteil * in erster Uni * nicht■ Spruchkamm er, sendans tan Sntnaaißate -runggessti aelb-t begründet sind. Auch wird die
Spruchkammer hei der von Ihr so sehr betontenobjektiven rechtlichen Beurteilung zugeben , daß

unsererseits bis beute aäies getan wurde , um hel¬fend bei Klärung der uns bekanntgewordenenFälle mitzuwirken . Wenn wir gerade im Falle
Schmidt seitens des Vorsitzenden eine „Würdi¬
gung“ erfahren , so sei auch uns gestattet , einmal
kritisch den Gong der Verhandlung au beleucIFen.Wir haben bereits am Tage vor der Verhand¬
lung schon auf einen weiteren Führerverberr -
hchuagaarükal in einer Wlrtachaitszeihing binge-
wlesen . Wir legten am 7. 2. 1947 dem öffentlichen
Kläger di» Fotukagl* von Feldpostbriefen vor . Wirverw iesen auf Anfrage de* öffentlichen Klägers aufdie von Schmidt getätigten Aushänge anläßlichdes UebetfaRs auf Rußland hin.

Wir fragea Sie, Herr Vorsitzender,
1. au* welchem Grunde wurde der Fall Schmidtaußerhalb dar Seih * auf die Tagesordnung vom

28. Februar gesetzt, obwohl an diesem Tageschon vier andere Fälle zur Verhandlung an¬standen , ja sogar daa gesamte Februor -Ver-
haadlungsprogramin festlag ? Wir und di* ge¬samt * OeffentUchkelt können es nicht verstehen ,aus vdchm Grund* ausgerechnet Herr Schmidtin diesem überstürzten Tempo unter Zurück¬
stellung van vier anderen FkBen bevsruugtwurde.

2. Warum ließen Sie sich, Herr Vorsitzender , nichtdas Original dieser Wirtacbaftszeitung vertagenund begnügten sich mit einer nichtssagendenErklänmg «Rn Betroffenen selbst ?
9. Aus welchem Grunde gingen Sie überhauptnicht auf di* vorgoegten Feldpostbriefe ein?
4. Warum übergingen Sie vollkommen die An¬

schläge am schwarzen Brett anläßlich des Be¬
ginns des KnßlaixFetözuges?

9. Dr . Schmidt machte geltend , und dies war jafür die Kammer absolut nicht belastend , daß cÜe
Ausflüge in drei Abteihingen stattfsode » und er

als Redner der einen Abteilung zu dieser V*r-
herrltchunigstakUk gezwungen war . Fiel es
Ihnen nicht auf, warum wolü die Führer der
anderen Abteilungen keine solchen bombasti¬
schen Reden führten?

«. Dal Führertelegramm zur „Errettung “ 1*44 war
angeblich „vorgezchrieben“. Wer, wie wir , die
Verhältnisse genau kannte und auch heut*
kennt , weiß , daß es sahireiche aafreebte Be»
trlebeKhrer ln Mannheim gab , die kein Tele¬
gramm «bsendten . Eigenartig , daß ausgerech¬
net Herr Schmidt sowohl den Anschlag beim
RußlandfeUtzug, die Feldpostbriefe und dae Te¬
legramm unterschrieb , obwohl er nicht der
eigentliche Betriebsfübrer war , sondern , naeh
eigener Anssag«. nur der Stellvertreter , oder <
glauben Sie, Herr Vorsitzender , daß in allen Fäl¬
len der Betriebetührer krank war und Uczr
Schmidt ihn vertre -.cn mußte?

Soweit unsere tein sachlichen Frag «*». Im übrigen
weisen wir ausdrücklich darauf hin , daß wir m
ablehnen müssen , unsere Veröffentlichungen »«
vtnraehte Beeinfinsanrg hingestellt zu *«8»en . Die
OeffsntUehkeit , die wir wohl besser kenne«, als
Sie, Herr Vorsitzender , hol ein Recht ßarenf , über
Fälle, wie den vorgenannten, unterrichtet zu wer¬
den, selbst wenn m siner heben Spruc hkamme r
nicht passen würde. Daß natürlich die Bericht¬
erstattung uns oft gerade durch die Spruchkammer
sehr ersehwert wird , mag schon daraus ersichtlich
sein, daß wir auf zahlreiche Anfragen an d : eae
Kammer oder an den öffentlichen Kläger entweder
überhaupt keine Antwort, oder eine solche erst auf
verschiedene Reklamationen naeh langen Wochen
und Monaten erhalten . Ob dieses Gebahren geeig¬
net ist , daa Vertrauen der OeffentKchkeit zu de»
•Spruchkammern zu »«’ rken , überlassen wir der Be¬
urteilung unserer Leser. Wir haben tan Falle
Schmidt Ihnsn nichts mehr zu sage« .
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Mannheim
Gedanfceniose Behörden!

Das Mannheimer Wirtschaflsamt hat ln Anbe¬
tracht der Kälteperiöde bekanntlich denjenigen
Haushaltungen zusätzlich Brand zugeteilt , die kein
Gas haben . Wenn die Menge auch nur einen
Tropfen auf einen heißen Stein darstellt , ist dies
doch ein Stückchen löblicher Wille — aber nutz¬
los . wenn unbesonnene Bürokratie den Erfolgillusorisch macht .

Daß in Anbetracht der engen Wohnraumbele -
gung nicht jeder Mannheimer Einwohner eine ge¬sonderte Rechnung der Stadtwerke über Gas , Licht
usw . erhält , dürfte vermutlich auch den maßgeb¬lichen Stellen des Wirtschaftsamtes bekannt sein .
Daß aus dem gleichen Grunde eine Familie eines
Hauses über Gas verfügt und die andere nicht , ist
ebenfalls kein Geheimnis . Dennoch verlangt der
Kohlenhändler getreu der behördlichen Anweisungdie Rechnung der Städt . Werke zum Beweis , daß
der Kunde kein Gas bezieht . Erfolg : UngezählteMannheimer mußten wieder abziehen und weiter
frieren , da erst Rückfragen beim Wirtschaftsamt

. angestellt werden müssen , welcher Beweis für das
Fehlen des Gasanschlusses ersatzweise angetretenwerden darf .

Mit Stadtratsbeschlüssen , die der Not nach Mög¬
lichkeit zu steuern versuchen , ist es allein nicht
getan ! ! Man darf darüber hinaus zumindest von
den Verwaltungsbehörden einer Stadt , die den Not¬
stand über sich verhängt sieht , erwarten , daß ihre
Anordnungen präzise sind und den durch die Not
bedingten Eventualitäten Rechnung tragen — ins¬
besondere , wenn der größten Gefahr für Wohl und
Wehe der Bevölkerung gesteuert werden soll . Lehr¬
linge werden vermutlich wegen derartiger Ge¬
dankenlosigkeit entlassen !

Heidelberg
Unseren Lesern ist sicher noch <tie vor kurzemdurch die Presse gegangene Meldung bekannt , wonachder Kohlenhändler

.Kurt Isengard
wegen Verschiebung ganz erheblicher Kohlenmengenverhaftet wurde . Wir hätten erwartet , daß gerade die
Stadtverwaltung Heidelberg zu diesen Vorwürfen aus¬führlich Stellung nimmt , da immerhin in die Ange¬legenheit auch verschiedene Heidelberger Stadträteverwickelt sein sollen , außerdem Isengard allein 800 Ztr .Kohlen an einen Lür ^ermeir ^ v unberechtigter Weise
geliefert hätte .

ln Nr . 18 der KNZ vom 11. 2. gibt die StädtischePressestelle in Heidelberg , sowie auch der Oberstaats¬anwalt , Antwort auf die öffentliche Anfrage der KPD .Nach dieser trifft es zu , daß Persönlichkeiten ,die im Öffentlichen Leben stehen ,unberechtigt Kohlen bezogen haben . Warum scheutman sich , diese Personen mit Namen zu nennen ? Manhat doch auch in schmutzigster Weise den Namen desverstorbenen Arbeitsministers Bock veröffentlicht undden Versuch gemacht , den Eindruck zu erwecken , alssei derselbe in diese Affäre verwickelt , trotzdem man
genau wußte , daß dies nicht den Tatsachen entspricht ,was auch durch das Schreiben des BürgermeistersLenhardt an die frühere Sekretärin des Arbeitsmini¬sters Bock klar hervorgeht . Es heißt da wörtlich :

„In Beantwortung Ihres Briefes vom 1. 2. 47 darfich Ihnen mitteiien , daß wir uns in der Bewertungder
lauteren Persönlichkeit von Herrn Bock

völlig einig sind .Da mir alles andere daran liegt , als das Andenkenvon Herrn Max Bock zu beschmutzen , werde ichsowieso auf die Angelegenheit noch öffentlich zu¬rückkommen .“
Auf dieses Zurückkommen , . Herr BürgermeisterLenhardt . warten wir heute noch !
ln diesem Zusammenhang hätten wir gerade an Sie

noch zwei Fragen , um die Gerüchte , die seit einigerZeit ln Heidelberg kursieren , zu klären :
1. entspricht es der Richtigkeit , daß Sie , Herr Bür¬

germeister Lenhardt . bei Ihren EKem in der
Kaiserstraße wohnhaft sind ,

2. daß kurz nach Ihrem Amtsantritt als Bürger¬
meister eine beträchtliche Menge Kohlen (diesmal
aber nicht von Isengard ) für Sie oder Ihre Eltern
angeliefert wurden * KPD Heidelberg .

Rauenberj ,
Auch hier scheint es an der Zeit zu sein , die vonder CDU gepachtete christliche Nächstenliebe etwas

näher zu beleuchten . Abgesehen von dem Kasernen¬hofton des Herrn CDU -Bürgermeistew , dem naturge¬mäß auch sechs CDU -Gemeinderäte Hilfestellung beidem schweren Amte des „ Regierens “ leisten , fragenwir den Herrn CDU -Gemeinderat
Ferdinand Laier ,ob es richtig ist , daß er sich eine Fuhre Kohlen vonzirka 30—40 Zentner organisierte und aus welchem

Grunde seine Tochter den Klein - und Kleinstkindern
von der ihnen zustehenden Milch oft bis zu einem
Drittel vorenthalten soll .

Wertheim
Ganz mysteriöse Diebstähle und Einbrüche werdenaus Wertheim gemeldet . Da wurde z . B . kurz vor

Weihnachten beim Lebensmittelhftndler König ,trotzdem vor dem Einbruch kaum Butter bei ihm zu
bekommen war , ein halber Zentner Butter entwendet .Oder : Da ist der Schuhhändler Kappel , bei dem

Gegen das Verbot des Anbauesvon Hybridenreben
Am 9. Februar fand in Wiesloch eine Stützpunkt¬konferenz der Kommunistischen Partei statt , auf der

zu dem noch immer bestehenden Anbauverbot für
Hybridenreben (Amerikaner -Reben ) Stellung ge-

und Konsumwein , ist nun einmal das gegeben . IVolksgetränk , und wir verlangen daher die B», I
seitigung des bestehenden Gesetzes .“ c'

]
Mit dieser Entschließung ist der arbeitenden B*. !nommen wurde . Jiie Konferenz nahm folgende Ent - völkerung in Stadt und Land aus dem Herzen.. . ui . . « - - = -

sprochen . Immer dringender stellen die Bauerndie Kleingärtner und die Arbeiter die Forderung

Schließung einstimmig an

Entschließung .. . . . . . . . nach Beseitigung des nicht zu rechtfertigenden V. » >„Die derzeRige Notlage auf ernährungspoliti - bots für den Anbau der Hybridenrebe Die kom
' !

!5Sf “
..?

e
v w ^ „ f k ' ‘ munistische Landtagsfraktion hat sich die WüS '

.stehende Verbot des Anbaues der Hybridenreben der breiten Volksmassen zu eigen gemacht und wirsmit aller bchärfe zu protestieren . Da das ans - im Landtag einen entsprechenden Antrag auf T**! " ****■
k h uf .

, f " d; .** “ *r ®B‘e" Te ‘‘ hebung des Anbauverbotes stellen DieSw AntÄ
Sun wegen sriner ^ ebirArenV « ? Jicht

*
elnbe

" der Kommunisten aber auch von der ganze
*

nogenTer ^ r kanm Ut es ein zwingendes Erl ^ stützt werden . In . Bauernver .fordernis , dieses Verbot , das Ta nur den kTeinen KleingärtnerMann trifft , n»t sofortiger Wirkung aufzuheben .
"

0mmen und hr EmschlSge ^ die sclSftlfehDie angebliche Gefahr der Verbreitung der niederzulegen sind , die Aufhebung des Verbots ge-Reblaus dürfte unseres Ermessens nicht gegeben fordert werden Die Entschließungen sind dann anuns und an die Landtagsfraktionen der einzelnenParteien , sowie an die örtliche Tageszeitung ein-zusenden . Nur wenn der Antrag der Kommunistenvon dem ganzen werktätigen Volke aktiv unter ,stützt wird , besteht Aussicht , daß auch der Land-

sein , da ja Edeireben auf Hybridenholz gepfropftals Propfreben in den Handel kommen . Den
Werktätigen ist es heute unmöglich , sich einGlas Wein zu leisten , da die anfallende MengeEdelwein in keiner Weise den Bedarf deckt . Der _ _Hybridenwein , ein ausgesprochener Haustrunk tag zustimmen wird .

Ist immer der Bauer schuld?
Der Bauer erhält heute für jeden DoppelzentnerGetreide 20 Mk ., ob Weizen , Roggen oder Gerste .Ein Paar Werktagsschuhe kosten 21 Mk . und einPeitschenstock 4 Mk . Alle Arbeiten beim Schmied ,Wagner , Blechner , Schuster oder Schreiner habennun 200—300 Prozent aufgeschlagen . Ein Brot zubacken kostet heute 20 Pfg ., früher 5 Pfg . Haar¬schneiden und Rasieren 1,10 Mk . , früher '' das ganzeJahr 3 Mk . auf dem Lande . Ehemals erhielt derBauer aber für einen Doppelzentner Weizen nicht20 Mk ., sondern 28 Mk . Wo bleibt hier die Preis¬

überwachung ? Die Hausschlachtung wird von der
Erfüllung der Ablieferungspflicht abhängig gemacht .Wo bleiben aber die energischen Maßnahmen gegenSchwarzschlächter und Schieber ? Warum werdendie Hamsterlager dieser Schieber - und Großhändlernicht untersucht , wie beim Bauer , dem man dasHaus auf den Kopf stellt .

Wer ist schuld daran , daß bei einem Viehtrans¬
port aus Bayern , der bei einer Kälte von minus20 Grad , 8 Tage unterwegs war , 10 Stück Großviehverendet sind . Ist da auch der Bauer schuld , oderist es nicht der unfähige bürokratische Apparat , dernicht in der Lage ist , den Schiebungen und demSchwarzhandel energisch zu Leibe zu gehen . Es istnicht zu bestreiten , daß es auch gewissenlose Bauern
gibt , die sich ihrer Pflicht dem deutschen Volke
gegenüber nicht bewußt werden . Auch diesen muß
natürlich tatkräftig entgegengetreten werden .

Die Not ln Deutschland kann nur überwundenwerden , wenn Arbeiter und Bauer erkennen , daßsie aufeinander angewiesen sind und wenn sie zu¬
sammenstehen und Zusammenhalten . Nur so kön¬

nen wir im Kampfe gegen Saboteure , Schieber uniSchwarzhändler , sowie im Kampfe gegen Bürokra¬tismus und Reaktion den Sieg davontragen .H e r r m a n n K r e i c h g a u e r

Viehdecken -Tragik
Aus Ispringen schreibt man uns nachfolgendenBrief , in dem der Unwille des Volkes über dienoch herrschende behördliche Bürokratie drastischund treffend zum Ausdruck kommt :■„Landwirt L . benötigt Viehdecken . Sattlermei¬

ster H . hat Viehdecken zu verkaufen gegen Bezug¬schein . Sehr einfach ! Der Ortsbeauftragte beschei¬
nigt die Notwendigkeit , das Landwirtschaftsamt
schreibt den Bezugschein und alles ist in Butter .Doch halt , so einfach geht die Sache doch nicht
Da werden noch einige Dutzend Instanzen dazwi¬
schengeschaltet , die auch ihren Daseinszweck be*.weisen sollen . Um die Decken zum Vieh zu brin¬
gen , braucht man Ortsbeauftragte , Wirtschaftsämter ,Landwirtschaftsämter . ' Ernährungsämter , Landes¬
wirtschaftsämter , Landeslandwirtschaftsämter , Lan¬
desernährungsämter und Wirtschaftsministerium .Außerdem noch Stellen , die sich mit der Erfassung ,Sammlung , Lagerung , Verarbeitung , Registrierungund Verteilung der Rohstoffe , Halbfabrikate , und
Fertigwaren befassen Bis sich das Zettelchen , ge¬nannt Bezugschein , durch diesen Irrgarten hin¬
durchgefunden hat , sind die Decken beim Sattler¬
meister vermodert . Decken wir also den Mantel
des Vergessens darüber . A propos Mantel ! Haben
Sie nicht einen alten Mantel übrig , der sich noch
als Viehdecke verwenden ließe ? Ich gebe Dach¬
reiter dagegen . Es ist schwer , nicht an Sabotage
zu denken .“

Hinweis für ansere Mitglieder !
Um Rückfragen zn vermeiden , bitten wirunsere Mitglieder , Jeden Wohnungswechselder zuständigen Ortsgruppenleitung mitzu¬teilen .

Kommunistische Partei Deutsehlands
Landesleitung Baden .

man , wie in vielen Geschäften , keine Schuhe be¬kommt . In der Silvesternacht wird eingebrochen undes verschwinden für über 10«* Mark Schuhe ! Eigen¬artigerweise kamen die lüsternen Interessenten nichtdurch das Fenster , sondern durch die offene Hintertür .Oder : Da ist noch im „Verein der Ausgeräumten “ dieFürstl . Wertheim -Löwensteinische Kellerei . Der evtldringende Bedarf zur Stärkung eines Kranken warnicht da . Zum fröhlichen Christfest jedoch wurden ausder „ leeren “ Kellerei 40 Flaschen bester Bocksbeutelgestohlen . Sehr merkwürdig , daß die Spitzbuben inallen drei Fällen so genau Bescheid wußten

Lindelbach
Anscheinend „ind auch hier die Bestimmungen überdie Säuberung der Behörden von nazistischen Elemen¬ten noch nicht bekannt geworden . Wäre es doch sonstkaum möglich , daß seit Juni 194« ein Herr

Hugo stammer ,alter Pg . seit 195? . desgleichen tüchtiger SA -Mann , als„Gemeindehelfer “ mit der Funktion des Ratschreibersvon dem Bürgermeister beschäftigt wird Vielleichtkann uns auch der Bürgermeister Auskunft darübergeben , ob es stimmt , daß der ehemalige Polizeibeamteund Pg . seit 1930, Nicolaus Ries , als „schwarzer Ge¬werbetreibender " im Spätherbst 194« 20 Zentner Bri¬ketts zugeteilt erhielt , während die Flüchtlinge sich
mühselig ihr Brennmaterial im Walde holen müssen .Oder sollten die beiden Pgs sich aus bestimmtenGründen der besonderen Fürsorge des Herrn Bürger¬meisters Friedlein erfreuen ?

Dörlesberg
Durch die Tagespresse ging vor zirka acht Tagendie Meldung über einen großen k .o .-Sieg der CDU in

Dörlesberg . Kurz zusammeneefaßt , war derselbe da¬durch entstanden , daß der Küfermeister Ulrich In derkatholischen Kirche während dem Stiligebet bei derhl . Handlung von dem christlichen Küster
Platz

zwei christlich -demokratische Fausthiebe ins Gesicht
verpaßt bekam . Damit aber nicht genug , schlug der
streitbare Kirchendiener seinem GlaubensgenossenPlatz den vollen Klingelbeutel auf den Kopf , um an¬
schließend den Klingelbeutelstab als handfesten Knüp¬
pel weiter zu gebrauchen , bla derselbe ln Trümmer
ging .

Die Staatsanwaltschaft Mosbach stellte dlo Anzeigeder Polizei , die natürlich auf Störung eine * öffent¬
lichen Goftesd ' en ' tes und schwere Körperverletzunglautete , ein mit d - m Bemerken , daß ein öffentliches
Interesse nicht vorhanden sei .

Die kommunistische Partei hat In einem Aushangin Wertheim in dieser Frage zum Verhalten des Kü¬

sters Plaz und der CDU Stellung genommen , worauf
sich der Herr Bürgermeister von Wertheim veranlaßt
sah , angeblich im Aufträge des Landrates zu ver¬
langen , daß unser Aushang entfernt würde , da es

nicht statthaft sei , im öffentlichen Amt stehende
Personen anzuprangern i

Wir denken nicht daran , die CDU für die Kaprioleneinzelner Mitglieder verantwortlich zu machen . Wir
verwahren uns aber ganz entschieden gegen Methoden
eines Bürgermeisters , der Im Stile diktatorischer Maß¬
nahmen zu verhindern sucht , daß Korrektheit und
Sauberkeit auch bei den Personen vorherrscht , die im
öffentlichen Amt stehen . Mit Brunnenvergiftung hat
dies nichts zu tun ; wir haben nur den einen Wunsch ,
daß die CDU in Zukunft beim Kampf um Sauberkeit
und Recht etwas konsequenter sein möge . Dazu hätte
gehört , daß man den Küster Platz zunächst einmsl
von seinen Aemtern suspendiert hätte , anstatt durch
stillschweigende Duldung seine Tat de facto zu decken .

Im Uebrigen fragen wir den Herrn Landrat , auf
Grund welchen Gesetzes er dem Bürgermeister dt«
Anweisung gab ., die Entfernung unserer Stellungnahme
zu verlangen .

Wenkheim
Bel einer stattgefundenen Gemeindeversammlung

beantragte Bürgermeister Steger , daß die Flüchtlinge ,
trotzdem die meisten von ihnen in Würzburg beschäf¬
tigt und täglich durch die schlechten Verkehrsver -
hältnisse fast 13 Stunden unterwegs sind . Ihr Holz

in ihrer Freizeit
selbst zu machen hätten . Auf den Hinweis einer
Flüchtlingsfrau , daß sie dann gezwungen wären die
Arbeit zu versäumen und die Schwerarbetterkarte ent¬
zogen würde , stürzte sich der Bauer

Adam Baumann , Haus Nr . 45,
auf die Frau und traktierte sie mit Schlägen . Die
empörte Oeffentlichkeit verlangt mit vollem Recht ,
nicht nur die Bestrafung diese « chrlstlieh -demokraM - j
sehen Rowdies , sondern auch die zur Rechenschaft - j
Ziehung des Bürgermeisters , der solche Terrormaß - ;
nahmen gegen Flüchtlinge duldet , wieso kommt e* f
überhaupt , daß der von der Militärregierung abgesetzte

Altbürgermeister Thoms , !
der zwölf lange Jahre zur größten Zufriedenheit der I
Nazis sein Amt versah , heute noch auf dem Rathaus
seinen Dienst versiehtT Was sagt hierzu überdies der
zuständige Landrat ? _ ;
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